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Kostentragung

§ 5 In der Evangelischen Kirche A. B. kann der Super-
intendent bzw. die Superintendentin mit der Erteilung des
Auftrages zur Administration lestlegen, dass ein bcstimm-
ter Teil der Adminisrationszulage von der Pfam- und Teil-
gemeindc zu tragen und der Stelle zu erstatten ist, die diese
Administrationszulage gewährt.

Inkrafttreten

§ 6 (1) Die Administrationsverordnung 2016 tritt mit
1.Jänner 2016 in Kraft; die Adminisrarionsvcrordnung
20ß, ABl. Nr. 11612011 ritt mit dem \üTirksamwerdcn der
Administrationsvcrordnung 2016 auiSer Kraft.

(2) Die nach § 3 t\bsatz 5 dieser Verordnung vorgese-
hene Berechnung mittels cines Formulars in Form einer
Excel-Tabclle stellt cine Berechnungshilfe dar und ist
ersichtlich unter: http://u,,w.w.okr-evang.arldokumente/
administrationsrechner. xlt
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Verordnung des Oberkirchenrates A. und H. B. gemäß
§ 64 der Ordnung des geisdichen Amtes (OdgA) bemef-
fend N(ohnungsunterstützungszuschüsse und Beiträge

Nach der Einigung der Kollektiwertragsparrner Ober-
kirchenrat A. und H. B., als Verrrcrer des Dienstgebers,
und VEPPÖ, als Vertreter der Dienstnehmer ,rnd bienst-
nehmerinnen, wird mit Zustimmung der Finanzausschüsse
A. B. und H. B. vom 19. November 2015 die

Verordnung des Obetkirchenrates A. und H. B. gemäß
§ 64 der Ordnung des geisdichen Amtes (OdgA)

betreffend rü(/ohnungsunterstützungszuschüsse und
Beiträge

wie folgt geändert und wiederverlautbart:

§ 1. (1) \X/ird die Nichtbenützung einer Diensrwoh-
nung gemä13 § 64 Abs. 3 OdgÄ genehmigt, erhält der geist-
liche Amtsträger bzw. die Amtsträgerin einen \Wohnungs-

unterstützungszuschuss zwölf Mal pro Jahr.
(2) Die Höhe des \üTohnungsuntersrürzungszuschusses

wird im Kollektiwertrag festgelcgt. Für den Fall einer
erforderlichen Selbstanmietung kann ein höherer Betrag
zwischen dem geistlichen Amtsträger bzw. der Amtsträge-
rin und der zur Auszahlung vcrpflichteten Stelle vereinbart
rverden. Für diesen höheren Betrag wird im Kollektir,rzer-
trag eine Obcrgrenze bcstimnrt.

(l) Für miteinandcr verheiratcre Amtsträger und Amts-
trägerinnen ist nach § 64 Abs.4 vom jeweiligen Bezieher
des \üTohnungsunterstützungszuschusses ein Ausgleichs-
beitrag an die Stelle zu leisten, welche die Dienstwohnung
bereitstellt.

(4) Die FIöhe des Ausgleichsbeitrages cntspricht dem
halben Dienstwohnungs\yert, wenn dcr halbe Dicnstwoh-
nungswert unter € l)0,- liegt, in allen anderen Fällen
dem Beitrag von € tJO,-.

(-:) Wird bei einem Beschäftigungsausmaß unrer 507o
eine Dienstwohnung bercitgestellt, besteht keine Ver-

pflichtung, diese zu benützen. Wird jedoch die beigestellte
Dienstwohnung benützt, so ist vom geistlichcn Amtsffägcr
bzw. der Amtsträgerin ein \'Vohnungsbenützungsbeirag
zwölfmal pro Jahr zu leisten. In dicsem Fall wird für die
stcuerliche und sozialversicherungsrechtliche Bervertung
der Dienstwohnung nur der aliquote Prozentsatz des
Beschäftigungsausmaßes veranschlagt; die Differe iz zum
vollen steuerlichen Dienstwohnungswert ist vom geistli-
chen Amtsträger oder der geistlichen Amtsträgerin als
rü/ohnungsbenützungsbeitrag an jene Stelle abzuführen,
welchc die Dienstwohnung beistcllt.

(6) Wird bei einem Beschäftigungsausmal3 unter 507n
keine Dienstwohnung beigestellt, so wird dcr Wohnungs-
untcrstützungszuschuss zwölfmal pro Jahr entsprechend
dem BeschäftigungsausmalS aliquot ausbezahlt.

(7) Der \X/ohnungsunterstützungszuschuss ist dem
geistlichen Amtsträger bzw. der Amtsträgerin von jenen
Stellen zwölf Mal pro.fahr zu leisten, welche diesen Dienst-
nehmer bzw. diese Dicnstnehmerin beschäftigen, und zwar
cntsprechend dem Beschäftigungsausmaß aliquot.

(8) Für geistliche Amtsträger oder geistliche Amtsträge-
rinnen, die zwei oder mehrere Teilstellen rvahrzunehmen
haben, ist der Steile, welche die Dienstwohnung beistellt,
von den Trägern der anderen Teilstellen ein dem jeweiligen
Beschältigungsausmaß entsprechender Kostenanteil zu
enffichten.

(9) Der geistliche Amtsträger bzw. die Amtsrägerin hat
dem Oberkirchcnrat A. Il. bzw. dem Oberkirchenrat I{. B.
die für die stcuerliche und sozialversicherungsrechtlichc
Bewertung der Dienstwohnung erforderlichen Angaben
vollständig bekannt zu geben.

§2. (1) Die Verordnung tritt mit l.Jänner 2016 in
Kraft.

(2) Die Verordnung des Oberkirchenrates A. und
H. 8., ABl. Nr. 4612010 tritt mit diesem Tag aui3er Kraft.

Dipl.-Ing. K. Ileulllo Mag. I. Bachler Dr. H. Tichy
Oberkirchenrat Oberkirchenrätin Oberkirchenrat
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Geschäftsordnung des Evangelischen Oberkirchenrates
A. u. H. B. 201.5

Mit Zustimmung der Rechts- und Verfassungsaus-
schüsse in gemeinsamer Sitzung am 28. Oktober 2015
so'uvie der Finanzausschüsse A. B. und H. B. am 19. No-
vember 2015 wird die Geschäftsordnung des Oberkirchen-
rates A. u. H. B. wie folgt abgeändert und neu edassen:

GESCHAFTSORDNUNG
DES EVANGELISCHEN OBERKIRCHENRATES

A. u. H. B. 2015

1. Allgemeines

1.1 Für die Geschäftsordnung des Oberkirchenrares
A. u. H. B. gelten die Bestimmungen der Geschäftsord-
nung des Oberkirchenrates A. B. und [ür das Kirchenamt


